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Zusammenfassung: Eine behördliche Erlaubnispflicht für die 
Haltung, Zucht und Verwendung von Tieren gemäß § 11 Tier-
schutzgesetz ist nur in ausgewählten Nutzungszusammenhän-
gen erforderlich. Hierzu zählen unter anderem die Haltung von 
Tieren im Zoo und im Zirkus, die Zurschaustellung von Tieren 
und der Handel mit ihnen, das Verbringen und Vermitteln von 
Tieren aus dem Ausland gegen eine Gegenleistung sowie die 
Ausbildung von Hunden, das Betreiben von Fahr- und Reitge-
schäften und auch die Zucht, Haltung und Verwendung von 
Versuchstieren. Mit dem Genehmigungsvorbehalt geht auch 
die behördliche Überwachungspflicht einher. Für den Bereich 
der Versuchstierhaltung gibt es in der Tierschutz-Versuchs-
tierverordnung detaillierte Bestimmungen, die darüber hinaus 
auch einige Ausnahmeoptionen bezüglich der Vorschriften zur 
Zucht, Haltung und Verwendung von Versuchstieren regeln. 
Letzteres erscheint für den Bereich der Lebenswissenschaften, 
wie veterinär- und agrarwissenschaftliche Ausbildung, sowie 
für Studien an Haustieren, landwirtschaftlichen Nutztieren oder 
Wildtieren von besonderer Bedeutung.

1. Die § 11-Erlaubnis zur Zucht und zum 

Halten von Tieren sowie zum Handel 

mit Tieren

Eine Erlaubnis der zuständigen Behörde 
nach § 11 Tierschutzgesetz (TierSchG) 
müssen alle Einrichtungen und Betriebe 
beantragen, die Wirbeltiere, ausgenom-
men landwirtschaftliche Nutztiere und Ge-
hegewild, zu gewerblichen Zwecken züch-
ten, halten oder mit ihnen handeln sowie 
Einrichtungen, in denen Versuchstiere ge-
züchtet, gehalten, verwendet oder getötet 
werden [1]. Einer Erlaubnis bedürfen eben-
falls Einrichtungen wie z.B. Tierheime oder 

Organisationen, die Tiere aus dem Ausland 
gegen Geld oder sonstige Leistungen ver-
mitteln oder zum Zweck der Vermittlung 
nach Deutschland bringen sowie Zoos, 
Tierbörsen und Einrichtungen, die Tiere zur 
Schau stellen oder für solche Zwecke zur 
Verfügung stellen. Auch Einrichtungen, in 
denen Hunde oder Schutzhunde ausgebil-
det werden, sowie Reit- oder Fahrbetriebe 
und sogar Schädlingsbekämpfer benötigen 
solch eine behördliche Erlaubnis. 

Um eine sogenannte § 11-Erlaubnis zu 
erhalten, ist es erforderlich, bei der zustän-
digen Behörde einen Antrag zu stellen, in 
dem dargelegt werden muss, dass geeigne-
te Räume und qualifiziertes Personal vor-
handen sind, dass die für die Zucht- und 
Haltung verantwortliche Person die not-
wendige Fachkenntnis und Zuverlässigkeit 
besitzt und dass die erforderlichen Auf-
zeichnungen, z.B. über Zu- und Abgänge 
im Tierbestand oder den Gesundheitszu-
stand der Tiere, verlässlich geführt werden. 

Die zuständige Behörde überprüft die An-
gaben und erteilt die Erlaubnis i.d.R. be-
fristet. Die Behörde kann Auflagen erteilen 
und führt regelmäßige Kontrollen durch. 
Sie ist berechtigt, die Erlaubnis nicht zu er-
teilen oder wieder zu entziehen, wenn ent-
sprechende Gründe dafür vorliegen (wie 
gravierende Mängel an der Einrichtung 
oder fehlende Sachkunde und/oder Zuver-
lässigkeit der verantwortlichen Personen).

Weiterhin ist es nach § 11b TierSchG ver-
boten, Wirbeltiere zu züchten oder durch 
biotechnische Maßnahmen zu verändern, 
wenn züchterische oder andere Erkenntnis-
se vorliegen, dass bei den gezüchteten oder 
biotechnisch veränderten Tieren selbst 
oder bei deren Nachkommen erblich be-
dingt Körperteile oder Organe für den art-
gemäßen Gebrauch fehlen bzw. untauglich 
oder umgestaltet sind und den Tieren hier-
durch Schmerzen, Leiden oder Schäden 
entstehen. Das Verbot besteht ebenfalls, 
wenn bei den Nachkommen a) mit Leiden 
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verbundene erblich bedingte Verhaltens-
störungen auftreten, b) jeder artgemäße 
Kontakt mit Artgenossen bei den betroffe-
nen Tieren selbst oder einem Artgenossen 
zu Schmerzen oder vermeidbaren Leiden 
oder Schäden führt oder c) die Haltung 
nur unter Schmerzen oder vermeidbaren 
Leiden möglich ist oder zu Schäden führt. 
Die zuständige Behörde kann das Un-
fruchtbarmachen von Wirbeltieren anord-
nen, soweit Kenntnisse vorliegen, dass die 
Tiere aufgrund von Zuchtmerkmalen oder 
infolge biotechnologischer Veränderungen 
Schmerzen, Leiden oder Schäden erfahren, 
um sicherzustellen, dass diese Tiere von 
der Zucht ausgeschlossen werden.

Das aufgeführte Verbot gilt nicht für 
durch Züchtung oder durch biotechnische 
Maßnahmen veränderte Wirbeltiere, die 
für wissenschaftliche Zwecke notwendig 
sind. Gleichwohl muss sowohl für die Ge-
nerierung dieser Tiere als auch für deren 
Zucht ein Tierversuchsvorhaben beantragt 
und genehmigt werden, wenn die gezüch-
teten Tiere einen pathologischen Phänotyp 
aufweisen.

Durch die § 11-Erlaubnis soll im gewerb-
lichen Bereich eine tierschutzkonforme 
Zucht und Haltung sowie beim Handel mit 
Wirbeltieren sichergestellt werden, dass 
diese Tätigkeiten unter behördliche Über-
wachung gestellt sind und nur nach Ertei-
lung einer Erlaubnis mit deren Durchfüh-
rung begonnen werden darf. Die Behörde 
hat die Berechtigung, die Einhaltung der 
Vorschriften regelmäßig oder risikobasiert 
zu kontrollieren und bei Feststellung von 
Verstößen auf deren Behebung zu beste-
hen oder gar die Erlaubnis wieder zu ent-
ziehen. 

Bezüglich des Handels mit Tieren ist in 
§ 11c TierSchG festgelegt, dass Wirbeltiere 
nicht an Kinder oder Jugendliche bis zum 
vollendeten 16. Lebensjahr abgegeben 
werden dürfen, ohne dass eine Einwilli-
gung der Erziehungsberechtigten vorliegt.

Wer Nutztiere zu Erwerbszwecken hält, 
bedarf zwar keiner Haltungserlaubnis, 
muss aber nach § 11 Abs.8 TierSchG durch 
betriebliche Eigenkontrollen sicherstellen, 
dass die Anforderungen des § 2 TierSchG 
eingehalten werden. Insbesondere hat er 
zum Zwecke seiner Beurteilung geeignete 
tierbezogene Merkmale (Tierschutzindika-
toren) zu erheben, zu bewerten und diese 
zu dokumentieren [2]. Es wird vermehrt 
diskutiert, ob es nicht sinnvoll wäre, dass 
auch landwirtschaftliche Nutztiere, die zu 
Erwerbszwecken gezüchtet und gehalten 
werden, einer § 11-Erlaubnispflicht unter-
liegen sollten.

2. § 11-Erlaubnis zur Zucht, Haltung und 

Verwendung von Versuchstieren 

Einrichtungen, in denen Wirbeltiere oder 
Kopffüßer, die dazu bestimmt sind, in 

Tierversuchen verwendet oder zu wissen-
schaftlichen Zwecken getötet zu werden, 
gezüchtet, gehalten oder verwendet wer-
den, bedürfen der Erlaubnis der zustän-
digen Behörde. Dies gilt auch, wenn die 
gezüchteten Tiere zur Abgabe an Dritte 
bestimmt sind. Eine Erlaubnispflicht be-
steht ebenfalls für die Haltung und Zucht 
von Tieren, denen Organe und Gewebe zu 
anderen als wissenschaftlichen Zwecken 
entnommen und transplantiert oder unter-
sucht werden sollen (TierSchG § 6 Abs.1 
Satz 2 Nummer 4; TierSchG § 11 Nr.1, 1,2). 
Die Behörde prüft, ob die Räume geeignet 
sind, qualifiziertes Personal vorhanden ist 
und der Zucht- und Haltungsverantwortli-
che die Fachkenntnis und Zuverlässigkeit 
besitzt (TierSchG §11 Abs 1 Nr.1 i.V. mit 
den §§ 11 und 12 TierSchVersVO [3]; Jeu-
the et al., 2021 [4]). 

Wenn die Erlaubnis zur Zucht und Hal-
tung von Versuchstieren erteilt wird, im-
pliziert dies gleichzeitig, dass auch bei 
guter Zuchtplanung Tiere für Tierversuche 
gezüchtet werden, die aufgrund ihrer spe-
zifischen Merkmale, wie z.B. Geschlecht 
oder Genotyp, nicht in Versuche einge-
hen können. Die Anzahl dieser Tiere muss 
durch sorgfältige Zuchtplanung und gutes 
Management auf das unerlässliche Maß 
begrenzt werden. Diese Tiere müssen, so-
weit möglich, einem anderen sinnvollen 
Verwendungszweck zugeordnet werden, 
wie z.B. der Verwendung in anderen als 
der Zuchtplanung zugrundeliegenden 
Versuchsvorhaben, der Tötung zu wissen-
schaftlichen Zwecken oder der Verwen-
dung zu Ausbildungszwecken. Eine weite-
re Option ist die Abgabe von Tierkörpern 
zu Futterzwecken, wenn es sich nicht um 
genetisch veränderte Tiere handelt und so-
wohl der abgebende als auch der empfan-
gende Betrieb gemäß der Verordnung über 
tierische Nebenprodukte registriert ist (Art. 
23. i.V. m. Art. 17 der Verordnung (EG) Nr. 
1069/2009 [5]). Wenn alle diese Möglich-
keiten ausgeschöpft wurden, ist die scho-
nende, tierschutzrechtskonforme Tötung 
dieser Tiere zulässig (Chmielewska et al., 
2015 [6]). Dies trifft auf genetisch veränder-
te Tiere zu, wie z.B. Zebrabärblinge, Ratten 
und Mäuse, die zwar zu Versuchszwecken 
gezüchtet wurden, aber aufgrund ihrer spe-
zifischen Merkmale nicht in Versuche ein-
gehen können und aufgrund der gentechni-
schen Veränderung nicht an private Halter 
abgegeben werden dürfen. Die Tötungsop-
tion gilt auch für Tiere, die nach Abschluss 
eines Versuches laut tierärztlichem Urteil 
nur unter mehr als geringfügigen Schmer-
zen, Leiden oder Schäden weiterleben 
können (§ 28 Abs.2 TierSchVersVO [3]).

Der Umgang mit für Versuche gezüch-
teten, aber aus unterschiedlichen Gründen 
nicht verwendeten Tieren wird derzeit 
kontrovers diskutiert. Eine Zuordnung die-
ser Tiere unter die Zucht- und Haltungser-

laubnis nach § 11 TierSchG ermöglicht der 
Behörde die Wahrnehmung ihrer Kontroll-
funktion, auch bezüglich der Beachtung 
der Entscheidungskaskade bei nicht in Ver-
suchen verwendeten Tieren. Dies trägt zur 
Rechtssicherheit für die Forschungseinrich-
tungen bei. Diese Zuordnung ist auch vor 
dem Hintergrund der Harmonisierung des 
Tierschutzes auf EU-Ebene zielführend und 
wirkt einer Wettbewerbsverzerrung inner-
halb der EU entgegen, da es das Erfordernis 
der Darlegung eines vernünftigen Grundes 
zur Tötung von Versuchstieren in der Form 
wie im deutschen Tierschutzgesetz in der 
Rechtslegung anderer EU-Länder nicht 
gibt. Zum Teil ist dort nur beschrieben, 
dass die Tötung schmerzlos erfolgen muss. 

Da der Tierversuch per Definition ein 
Ausnahmetatbestand von § 1 TierSchG 
ist, kann erwogen werden, die Tötung von 
Versuchstieren, die auch bei sorgfältiger 
Zuchtplanung und intensiver Bemühungen 
um anderweitige Verwendung oder Unter-
bringung unumgänglich ist, im Rahmen der 
§ 11-Erlaubnis zu regeln.

3. Besonderheiten und Ausnahmen von 

der § 11-Erlaubnis zur Zucht, Haltung 

und Verwendung von Versuchstieren

Tierversuche dürfen grundsätzlich nur in 
Einrichtungen durchgeführt werden, die 
eine entsprechende behördliche Erlaubnis 
haben. Ein Tierversuch darf außerhalb einer 
solchen Einrichtung durchgeführt werden, 
wenn wissenschaftlich begründet dargelegt 
ist, dass dies im Hinblick auf den Zweck 
des Versuchs erforderlich ist (§ 15 TierSch-
VersVO). Daraus folgt, dass Tierversuche, 
die zu Forschungs- und Lehrzwecken unter 
Praxis-Bedingungen, beispielsweise in land-
wirtschaftlichen Betrieben, privaten Tierhal-
tungen oder Tierarztpraxen, durchgeführt 
werden müssen, von der § 11-Erlaubnis 
zur Zucht und Haltung von Versuchstieren 
ausgenommen werden können, wenn die 
Notwendigkeit der Versuchsdurchführung 
außerhalb einer Versuchseinrichtung im 
Tierversuchsantrag entsprechend wissen-
schaftlich begründet wurde. 

3.1 Forschung und Lehre an landwirtschaft-
lichen Nutztieren bzw. in landwirt-
schaftlichen Betrieben

Laut § 19 TierSchVersVO dürfen in Tier-
versuchen Wirbeltiere und Kopffüßer nur 
verwendet werden, wenn sie für einen sol-
chen Zweck gezüchtet worden sind. Land-
wirtschaftliche Nutztiere sind hiervon aus-
genommen und die zuständige Behörde 
kann, soweit es mit dem Schutz der Tiere 
vereinbar ist, weitere Ausnahmen hiervon 
genehmigen, wenn wissenschaftlich be-
gründet dargelegt ist, dass die Verwendung 
von anderen als für Tierversuche gezüchte-
ten Tieren erforderlich ist. 
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Welche Rechtsgrundlage für die Zucht und 
Haltung von Tieren gilt, wird durch den 
primären Zweck der entsprechenden Tier-
haltung definiert. Demnach handelt es sich 
dann um „landwirtschaftliche Nutztiere“, 
wenn der Haltungszweck in der landwirt-
schaftlichen Primärproduktion besteht [7]. 
Für die gewerbliche Haltung von landwirt-
schaftlichen Nutztieren ist die Verordnung 
zum Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere 
und anderer zur Erzeugung tierischer Pro-
dukte gehaltener Tiere (Tierschutz-Nutz-
tierhaltungsverordnung, TierSchNutztV) 
[8] gültig.

Die Haltung von Versuchstieren muss, 
wie bereits beschrieben, gemäß § 11 Tier-
SchG beantragt und genehmigt werden. 
Diese Erlaubnispflicht bezieht sich explizit 
auf das Halten, Züchten und Verwenden 
von Tieren, „die dazu bestimmt sind, in 
Tierversuchen verwendet zu werden“ (§11 
(1) TierSchG), also auf Versuchstierhaltun-
gen. 

Die primäre Bestimmung von in land-
wirtschaftlichen Betrieben gehaltenen 
Tieren ist die Erzeugung von Nahrungs-
mitteln oder anderen Produkten tierischer 
Herkunft, eine andere landwirtschaftliche 
Nutzung sowie die Nachzucht zu diesen 
Zwecken. Diese ursprüngliche Bestim-
mung bleibt in der Regel auch dann er-
halten, wenn die Tiere vorübergehend zu-
sätzlich für die Erhebung wissenschaftlich 
genutzter Daten oder zu Lehrzwecken ver-
wendet werden. Im Umkehrschluss ist eine 
behördliche Haltungserlaubnis nach § 11 
(1) TierSchG für einen landwirtschaftlichen 
Betrieb nicht erforderlich, solange die land-
wirtschaftliche Primärproduktion als das 
Hauptziel der Tierhaltung bestehen bleibt; 
die betreffenden Tiere also in der landwirt-
schaftlichen Nutzung bleiben. Gleichwohl 
muss ein solcher Betrieb gemäß § 26 der 
Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) [9] 
der zuständigen Behörde angezeigt wer-
den. 

Die Anforderungen an eine Versuchs-
tierhaltung, wie die Qualifikation der 
Mitarbeiter, die Betriebsfähigkeit der Ge-
rätschaften, die Versorgung und Überwa-
chung der Tiere sowie die Dokumentation 
des Tierbestandes sind in der TierSchVers-
VO [3] übersichtlich zusammengefasst. 
Vergleichbare Bestimmungen gibt es in den 
meisten Fällen auch für die Tierhaltung und 
-betreuung unter landwirtschaftlichen Be-
dingungen, allerdings sind diese in unter-
schiedlichen Rechtsvorschriften festgelegt, 
wie z.B. dem TierSchG, der TierSchNutztV, 
der Viehverkehrsordnung [1, 8, 9]. 

Wenn für landwirtschaftliche Betriebe 
zusätzlich eine Erlaubnis nach § 11 Tier-
SchG für Versuchstiere beantragt werden 
müsste, so würden für ein und denselben 
Betrieb unterschiedliche Normen für die 
Haltung der Tiere gelten, was zu erhebli-
chen Irritationen führen würde. Entspre-

chend der § 11-Erlaubnis für Versuchstiere 
wäre Anhang III Teil A Nummer 1.3 der 
Richtlinie 2010/63/EU [10] gültig; entspre-
chend guter landwirtschaftlicher Praxis die 
in der Tierschutz-Nutztierhaltungsverord-
nung [8] formulierten Haltungsanforderun-
gen. Beide divergieren – in Abhängigkeit 
von der Tierart – nicht unerheblich. 

Darüber hinaus gibt es weitere Anforde-
rungen an die Erteilung einer § 11-Erlaubnis 
für eine Versuchstierhaltung, die von land-
wirtschaftlichen Betrieben zunächst einmal 
nicht gänzlich erfüllt werden können. So 
verfügen in der Regel weder Betriebsleiter 
noch Mitarbeiter von landwirtschaftlichen 
Betrieben über versuchstierkundliche Sach-
kunde und es erscheint fraglich, ob das in 
den Zusammenhängen, die eine Versuchs-
durchführung unter landwirtschaftlichen 
Bedingungen erfordern, vollumfänglich 
erforderlich ist, da die Verantwortung für 
die genehmigungs- und tierschutzkonfor-
me Durchführung der wissenschaftlichen 
Untersuchungen bei der Projektleitung des 
Tierversuchsvorhabens liegt (§ 8 (1) Satz 2 
Punkt 2 TierSchG in Verbindung mit §30 
TierSchVersV). Des Weiteren verfügen die 
landwirtschaftlichen Betriebe weder über 
Tierschutzbeauftragte noch über Tier-
schutzausschüsse. Diese Funktionen wer-
den für das auf einem landwirtschaftlichen 
Betrieb durchgeführte Versuchsvorhaben 
häufig von den Tierschutzbeauftragten und 
Tierschutzausschüssen der forschenden 
Einrichtungen, an denen die verantwortli-
chen Projektleiter der Versuchsvorhaben 
tätig sind, mit übernommen. 

Im Kontext von Tierversuchsvorhaben, 
die in landwirtschaftlichen Betrieben un-
ter Praxisbedingungen stattfinden, werden 
aus landwirtschaftlichen Nutztieren zwar 
temporär Studientiere, die auch in die Ver-
suchstierstatistik eingehen. Dennoch ver-
bleiben diese Tiere in der Regel im land-
wirtschaftlichen Produktionsprozess, so 
dass sich der primäre Zweck der Tierhaltung 
(d.h., die Produktion von Lebensmitteln 
tierischer Herkunft) nicht ändert (Stellung-
nahme BTK, 2022 [11]). Ein landwirtschaft-
licher Betrieb unterliegt folglich NICHT 
der Erlaubnispflicht nach § 11 (1) TierSchG, 
wenn – zusätzlich zur landwirtschaftlichen 
Primärproduktion – Tierversuchsvorhaben 
im Betrieb durchgeführt werden. Die For-
derung nach einer Erlaubnispflicht nach 
§ 11 (1) TierSchG für landwirtschaftliche 
Betriebe steht im Widerspruch zu dem 
Wortlaut und dem Zweck des Gesetzes. 
Dasselbe gilt, wenn ein Teil der Tiere aus 
dem landwirtschaftlichen Produktionspro-
zess an wissenschaftliche Einrichtungen 
abgegeben wird. Auch dann ändert sich für 
den Betrieb der primäre Zweck der land-
wirtschaftlich orientierten Tierhaltung mit 
dem Ziel der Erzeugung tierischer Produk-
te nicht (Stellungnahme BTK, 2022 [11]). 
Die Überwachung solcher Betriebe und 

Studien erfolgt gleichermaßen durch die 
zuständigen Veterinärämter, denen sowohl 
die Kontrolle von Versuchstierhaltungen als 
auch die Kontrolle der nach ViehVerkV an-
gezeigten Betriebe obliegt.

3.2 Was passiert mit landwirtschaftlichen 
Nutztieren am Ende des Versuchs?

Es könnte sich auch die Frage ergeben, ob 
landwirtschaftliche Nutztiere, an denen 
Studien durchgeführt wurden, zur Lebens-
mittelerzeugung genutzt werden dürfen. 
Diesbezügliche Bestimmungen finden 
sich in der Verordnung über tierische Ne-
benprodukte (EC) 1069/2009 [5]. Bis 2010 
mussten alle in Tierversuchen verwende-
ten Tiere nach ihrem Tod durch Verbren-
nung unschädlich entsorgt werden (Art. 8 
VO (EC) 1069/2009). Dieser Artikel wurde, 
allerdings nur schwer auffindbar, in Art. 
63 der europäischen Versuchstierrichtlinie 
2010/63/EU geändert [10]. Die abgeänder-
te Formulierung findet sich leider nur in 
der zitierten Richtlinie und wurde bisher 
nicht in der z.B. im Internet aufrufbaren 
Version der Verordnung (EC) 1069/2009 
aktualisiert. In dem umformulierten Artikel 
8 heißt es nun, dass Tierkörper von Tieren, 
die in Versuchen verwendet wurden, dann 
unschädlich zu entsorgen sind, „wenn die 
zuständige Behörde befindet, dass diese 
Tiere oder deren Körperteile infolge dieses 
Verfahrens/dieser Verfahren schwerwie-
gende Gesundheitsrisiken für Menschen 
und andere Tiere darstellen können…“. Im 
Umkehrschluss bedeutet dies, dass Tiere 
und deren Körperteile, die kein schwerwie-
gendes Gesundheitsrisiko darstellen, nicht 
zwingend unschädlich entsorgt werden 
müssen. Die Darlegung der Unbedenklich-
keit muss wissenschaftlich fundiert durch 
die Projektleitung des Tierversuchsvorha-
bens erfolgen und die Nachvollziehbarkeit 
und Richtigkeit der Risikoeinschätzung 
sollte durch einen Amtstierarzt bestätigt 
werden (Artikel 14 VO (EG) Nr. 178/2002 
[12]; Ladwig-Wiegard u. Maaß, 2018 [13]). 
Als Hilfestellung bei der Beurteilung und 
Risikoabschätzung kann eine von der fran-
zösischen Lebensmittelbehörde (ANSES) 
vorgeschlagene Vorgehensweise [14] unter 
Hinzuziehung von Anhang I der Verord-
nung Nr. 37/2010/EU [15] verwendet wer-
den. 

3.3 Forschung und Lehre an Klein- und 
Heimtieren von privaten Haltern sowie 
Patiententieren in der tierärztlichen Pra-
xis 

Nach aktuell geltender Rechtslage ist ein 
Eingriff oder eine Behandlung an einem Tier 
zu wissenschaftlichen Zwecken oder zum 
Zwecke der Aus-, Fort- und Weiterbildung 
ein Tierversuch (§ 7 TierSchG), wenn dies 
für das betreffende Tier mit Schmerzen, 
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Leiden oder Schäden verbunden sein kann. 
Hierbei wird juristisch nicht unterschieden, 
ob das Tier ein privat gehaltenes gesundes 
Tier, ein speziell für Ausbildungszwecke in 
der Ausbildungsstätte gehaltenes Tier oder 
ein Patiententier in einer tierärztlichen Pra-
xis oder Tierklinik ist. Ausschlaggebend für 
die Definition eines Tierversuches ist al-
lein, dass der Eingriff oder die Behandlung 
primär der Bearbeitung einer wissenschaft-
lichen Fragestellung oder einem Aus-, Fort- 
oder Weiterbildungszweck dient UND mit 
Schmerzen, Leiden oder Schäden für das 
Tier verbunden sein kann.

Nicht nur Tierärzte, sondern auch Agrar-
wissenschaftler, Biologen, Biologielaboran-
ten und weitere Berufsgruppen, zu deren 
späterer beruflicher Tätigkeit der Umgang 
mit Tieren gehört, müssen einen sicheren 
Umgang mit den ihnen anvertrauten Tie-
ren beherrschen. Auch wenn anfänglich 
Grundlagen und Techniken an Modellen 
und Dummys erlernt und geübt werden 
können, ist eine angeleitete Ausbildung am 
lebenden Tier ab einem bestimmten Punkt 
der Ausbildung unverzichtbar. Dasselbe gilt 
für die Fort- und Weiterbildungen, in de-
nen die Teilnehmer Techniken und Verfah-
ren erlernen sollen, die mit Eingriffen oder 
Behandlungen an Tieren einhergehen.

Für diese Zwecke ist es oft unerlässlich, 
dass eine Mindestanzahl an Tieren speziell 
für die Ausbildung gehalten bzw. gezüch-
tet wird. Diese Tiere sollten für die in der 
Ausbildung erforderlichen Übungen trai-
niert und an den Umgang mit Menschen 
in besonderer Weise gewöhnt sein. Tiere, 
die ausschließlich dem Zweck der Aus-, 
Fort-, und Weiterbildung dienen, sind im 
juristischen Sinne Versuchstiere, für deren 
Haltung, Zucht und Verwendung es einer 
Erlaubnis gemäß § 11 TierSchG bedarf. 
Planbare Eingriffe und Behandlungen zum 
Zweck der Aus-, Fort- und Weiterbildung, 
die nicht im Zusammenhang mit einer tier-
ärztlich oder pflegerisch indizierten Be-
handlung stehen, müssen bei der zustän-
digen Behörde als genehmigungspflichtiger 
Tierversuch beantragt und genehmigt wer-
den. Da die Verordnung zur Approbation 
von Tierärztinnen und Tierärzten (TAppV) 
die Ausbildung am Tier fordert, handelt es 
sich hierbei um gesetzlich vorgeschriebene 
Tierversuche [16].

Anders verhält es sich, wenn tierische 
Patienten in Kliniken oder Tierarztpraxen 
temporär zu Studientieren werden. Diese 
Tiere befinden sich in der Regel in Privat-
besitz. Werden sie – mit Zustimmung der 
Besitzer – in eine wissenschaftliche Studie 
(z.B. Therapiestudie) oder in Prozesse der 
Aus-, Fort- und Weiterbildung einbezo-
gen, so bedarf es selbstverständlich einer 
behördlichen Genehmigung für das ent-
sprechende Tierversuchsvorhaben. Die 
Haltung dieser Tiere, zu denen die ver-
schiedensten Spezies bis hin zu Exoten ge-

hören können, bleibt eine private unter Ver-
antwortung der jeweiligen Besitzer. Ob die 
Besitzer eine entsprechende Sachkunde für 
die Haltung der speziellen Tierart haben, 
kann im begründeten Einzelfall – unabhän-
gig von der temporären Integration in ein 
Tierversuchsvorhaben – behördlich geprüft 
werden (z.B. TierSchG §2; Tierschutz-Hun-
deverordnung [17]). Die private Tierhaltung 
setzt allerdings keine behördliche Erlaubnis 
entsprechend einer § 11-Erlaubnis voraus.

3.4 Resümee zur § 11-Erlaubnis für Ver-
suchstiere

Die ausnahmslose und konsequente An-
wendung der Erlaubnispflicht für eine Ver-
suchstierhaltung nach § 11 TierSchG ist im 
praxisbezogenen Kontext nicht zielführend 
und hätte zur Folge, dass landwirtschaft-
liche Betriebe, Privathaushalte, Tierarzt-
praxen oder Pensionspferdehalter eine 
solche Erlaubnis besitzen müssten, wenn 
beispielsweise Tiere im Rahmen einer ku-
rativen Behandlung oder zu Ausbildungs-
zwecken in eine wissenschaftliche Studie 
eingeschlossen werden, die per definitio-
nem einen Tierversuch darstellt. Dies ist 
praktisch kaum möglich und würde das 
„AUS“ vieler wissenschaftlicher und klini-
scher Studien bedeuten. Die zum Teil prak-
tizierte „Kopplung“ von Tierversuchsvorha-
ben und § 11-Genehmigung erschließt sich 
nicht aus den geltenden Rechtsvorschriften 
und ist – wie die o.g. Ausnahmemöglich-
keiten zeigen – weder zwingend erforder-
lich noch vollumfänglich umsetzbar.

4. Forschung an herrenlosen und verwil-

derten Haustieren

Laut § 21 TierSchVersV dürfen herrenlose 
oder verwilderte Haustiere von Tierarten, 
die üblicherweise in menschlicher Obhut 
gehalten werden, nicht in Tierversuchen 
verwendet werden. Die zuständige Behör-
de kann Ausnahmen hiervon genehmigen, 
wenn 1. der Tierversuch zur Deckung eines 
grundlegenden Bedarfs an Studien über 
die Gesundheit und das Wohlergehen die-
ser Tiere oder über gewichtige Gefahren 
für die Umwelt oder die Gesundheit von 
Menschen oder Tieren durchgeführt wird 
und 2. wissenschaftlich begründet darge-
legt ist, dass der Zweck des Tierversuchs 
nur durch die Verwendung dieser Tiere 
erreicht werden kann. Werden herrenlose 
oder verwilderte Tiere für Untersuchungen 
oder Beobachtungen in eine Einrichtung 
verbracht, benötigt letztere eine entspre-
chende § 11-Erlaubnis für Versuchstiere. 
Wenn die Tiere während der Studie in ih-
rem natürlichen Umfeld verbleiben, entfällt 
diese Notwendigkeit. Eine Genehmigung 
des Tierversuchsvorhabens ist unabhän-
gig davon selbstverständlich erforderlich, 
wenn den Tieren im Rahmen der Studie 

Schmerzen, Leiden oder Schäden zugefügt 
werden könnten.

5. Forschung an Wildtieren

Grundsätzlich gilt in Bezug auf die Ver-
wendung wildlebender Tiere, dass aus 
der Natur entnommene Tiere nicht in 
Tierversuchen verwendet werden dürfen 
(§ 20 TierSchVersVO [3]). Die zuständigen 
Behörden können allerdings Ausnahmen 
hiervon genehmigen, wenn der Zweck des 
Versuchs nicht durch die Verwendung an-
derer Tiere erreicht werden kann. 

Findet Forschung an Wildtieren statt, die 
in der freien Natur belassen werden, so ent-
fällt verständlicherweise die Notwendigkeit 
einer § 11-Erlaubnis. Werden Wildtiere aus 
der Wildbahn entnommenen und in eine 
Tierhaltung überführt, so ist für die entspre-
chende Tierhaltung eine § 11-Erlaubnis für 
Versuchstiere erforderlich.

Wirbeltiere oder Kopffüßer dürfen, nur 
von Personen gefangen und aus der Natur 
entnommen werden, die die dafür erforder-
lichen Kenntnisse und Fähigkeiten haben. 
Auch für diese Tiere gilt die Beschränkung 
möglicher Schmerzen, Leiden oder Schä-
den durch das Fangen auf das unerlässliche 
Maß. Wird bei oder nach dem Einfangen 
festgestellt, dass das Tier verletzt ist oder 
sich in einem schlechten gesundheitlichen 
Zustand befindet, so muss es einem Tier-
arzt oder einer anderen sachkundigen Per-
son vorgestellt werden, um Maßnahmen 
zu ergreifen, die Schmerzen, Leiden und 
Schäden des Tieres auf das mit dem Zweck 
des Tierversuchs vereinbare, geringstmög-
liche Maß vermindern. 

6. Besonderheiten bei bundesländer-

übergreifenden Tierversuchsvorhaben

Forschungsvorhaben, die in mehreren Bun-
desländern gleichzeitig stattfinden bzw. in 
die Einrichtungen, Betriebe und Tierhalter 
aus verschiedenen Bundesländern invol-
viert sind, stellen eine besondere Heraus-
forderung dar. Beispiele für solche Projekte 
sind u.a. epidemiologische Studien oder 
Studien zur Prävalenz einer bestimmten 
Erkrankung oder eines bestimmten Erre-
gers. Solche Studien können – je nach Fra-
gestellung – landwirtschaftliche Nutztiere, 
Heim-, Haus- oder Hobbytiere oder auch 
Zoo- oder Wildtiere betreffen. In diesen 
Fällen sind aufgrund des Föderalismus 
unterschiedliche Genehmigungsbehörden 
zuständig. Die örtliche Zuständigkeit wie-
derum ist in den Verwaltungsverfahrens-
gesetzen der Länder geregelt. Zuständig 
ist die Behörde, in deren Bezirk das Ver-
suchsvorhaben durchgeführt wird. Sind 
mehrere Behörden involviert, kann es zu 
unterschiedlichen Einschätzungen bezüg-
lich der Genehmigung von Versuchsvor-
haben, aber auch bezüglich der Erteilung 
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und Überwachung einer § 11-Erlaubnis 
kommen, was die Durchführung eines For-
schungsprojekts deutlich erschweren und 
verzögern kann. 

Ein möglicher Lösungsansatz wäre, dass 
sich die zuständigen Genehmigungsbe-
hörden untereinander verständigen und 
eine federführende Behörde bestimmen. 
Hierfür bietet es sich an, die Behörde aus-
zuwählen, in deren Zuständigkeitsbereich 
sich die Forschungseinrichtung befindet, 
welche die Studie durchführen möchte. 
Dies ist i.d.R. auch die Behörde, an die 
sich die Wissenschaftler initial wenden. 
Ziel sollte hierbei sein, dass ein Tierver-
suchsvorhaben das verwaltungsrechtliche 
Verfahren nur bei einer zuständigen Be-
hörde durchläuft. Eine solche verbindliche 
Regelung übersteigt die Kompetenzen der 
zuständigen Genehmigungsbehörden und 
kann nur von den übergeordneten Auf-

sichtsbehörden (Ministerien) getroffen wer-
den. Schaut man in § 3 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes, so finden sich konkrete 
Vorgaben für derartige Fälle. Hier wird u. a. 
die Zuständigkeit der einzelnen Behörden 
definiert: ,,(2) Sind nach Absatz 1 mehrere 
Behörden zuständig, fehlt eine gemeinsa-
me Aufsichtsbehörde, so treffen die fach-
lich zuständigen Aufsichtsbehörden die 
Entscheidung gemeinsam“ (Wenzel und 
Cußler, 2019 [18]).

7. Fazit

Die Pflicht zur Beantragung einer Zucht- 
und Haltungserlaubnis für Versuchstiere 
nach § 11 Tierschutzgesetz ist ein Beitrag 
zur Qualitätssicherung in der Forschung 
und vereinfacht die behördliche Überwa-
chung von Einrichtungen, in denen Tiere 
für wissenschaftliche Zwecke gezüchtet 

oder verwendet werden. Es gibt gesetzlich 
beschriebene Ausnahmemöglichkeiten, die 
aber keine Lücke für die amtliche Kont-
rolle des Tierschutzes darstellen. Für die 
Entscheidung über das Erfordernis einer 
sog. § 11-Erlaubnis zur Zucht und Haltung 
von Versuchstieren sollte der primäre Nut-
zungszweck der in Studien verwendeten 
Tiere ausschlaggebend sein. 
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